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§ 1  

 

Bekanntgaben 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:07 bis 18:07 Uhr 

 

     

 

 

 

 

 

§ 1.1 374/2021 

 

Bekanntgabe von in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüs-

se 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:07 bis 18:08 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     
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§ 1.2 487/2021 

 

Bekanntgabe: Zusatzbezeichnung „Hochschulstadt“ für Weingarten 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:08 bis 18:13 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 1.3 367/2021 

 

Bekanntgabe: Weiterentwicklung Flächen im Grabfeld X am Marien-

friedhof 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:13 bis 18:15 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 1.4  

 

Bekanntgabe: Breitbandausbau 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:15 bis 18:16 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     
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§ 2  

 

Anfragen und Anregungen 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:16 bis 18:16 Uhr 

 

     

 

 

 

 

 

§ 2.1 488/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StRin Baur - Benzstra-

ße - GR ö 05.07.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:16 bis 18:17 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2.2 484/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StRin Baur - Digitaler 

Engel für Senioren - GR ö 05.07.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:17 bis 18:18 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2.3 483/2021 
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Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StRin Kliegel - Hütte 

am Bikepark - GR ö 25.10.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:18 bis 18:19 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2.4 477/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StR Habisreutinger - 

Radschnellweg - E-Mail nö 13.07.2021ff 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:19 bis 18:20 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2.5 476/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StR Habisreutinger - 

Schlicht-Plätze für WoMos in Nessenreben - E-Mail nö 01.06.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:20 bis 18:21 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     
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§ 2.6 478/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StR Habisreutinger - 

Umfrage ISEK - E-Mail nö 25.10.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:21 bis 18:22 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2.7 469/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StRin Baur - E-

Ladesäulen - GR ö 25.10.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:22 bis 18:23 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2.8 470/2021 

 

Beantwortung von Anfragen und Anregungen: StRin Baur - Hochwas-

sersituation - GR ö 25.10.2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:23 bis 18:24 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     
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§ 3 458/2021 

 

Ausscheiden von StR Richter aus dem Gemeinderat 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:24 bis 18:25 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 26  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt, dass Herr Claudius Richter gemäß § 16 Abs. 1 Satz 

7 i.V.m § 15 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) 

durch die beruflich bedingte häufige Abwesenheit bzw. die Fürsorge für die 

Familie erheblich behindert wird, mit sofortiger Wirkung aus dem Gemeinderat 

ausscheidet. 

 

 

 

 

 

§ 4 457/2021 

 

Verabschiedung Stadtrat Herr Richter aus dem Gemeinderat 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:25 bis 18:30 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 5 459/2021 
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Verpflichtung von Herrn Alexander Jürgens als neues Mitglied des 

Gemeinderates der Stadt Weingarten 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:30 bis 18:32 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 26  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

1. Nach § 32 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GemO) verpflichtet der Oberbürger-

meister den Nachrücker, Herrn Alexander Jürgens, in der öffentlichen Sit-

zung auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Amtspflichten. 

 

2. Herr Alexander Jürgens wird vor seiner Verpflichtung auf die Rechte und 

Pflichten des ehrenamtlich Tätigen hingewiesen. 

 

"Ich gelobe Treue der Verfassung, Gehorsam den Gesetzen und gewissenhafte 

Erfüllung meiner Pflichten.  

Insbesondere gelobe ich, die Rechte der Stadt Weingarten gewissenhaft zu  

wahren und ihr Wohl und das ihrer Einwohnerinnen und Einwohner nach  

Kräften zu fördern." 

 

 

 

 

 

§ 6 438/2021 

 

Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen - Annahme bzw. 

Vermittlung durch die Stadt Weingarten 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:32 bis 18:33 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 26  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat stimmt der Annahme bzw. Vermittlung der in der Anlage aufge-

führten Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen sowie den dort aufge-

führten Sponsoringleistungen zu.  

 

 

 

 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

 

§ 7 262/2021/1 

 

Haushaltsplan und Haushaltssatzung der Stadt Weingarten für das 

Rechnungsjahr 2022 einschließlich Finanzplanung und Investiti-

onsprogramm 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 18:33 bis 20:17 Uhr 

 

mehrheitlich beschlossen    Ja 24  Nein 1  Enthaltung 1  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

1. Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2022 wird wie folgt beschlos-

sen:  

 

§ 1 Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt 

 

Der Haushaltsplan wird festgesetzt 

1. im Ergebnishaushalt mit den folgenden Beträgen   

 EUR 

1.1 Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von 70.384.380 

1.2 Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen von 69.524.659 

1.3 Veranschlagtes Ordentliches Ergebnis (Saldo aus 1.1 

und 1.2) von  

859.721 

1.4 Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge von 2.364.621 

1.5 Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen von 50.000 

1.6 Veranschlagtes Sonderergebnis (Saldo aus 1.4 und 

1.5) von 

2.314.621 

1.7 Veranschlagtes Gesamtergebnis (Summe aus 1.3 und 

1.6) von 

3.174.342 

 

2. im Finanzhaushalt mit den folgenden Beträgen 

2.1 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit von 

69.288.742 

2.2 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit von 

66.739.106 

2.3 Zahlungsmittelüberschuss / - bedarf des Ergebnis-

haushaltes (Saldo aus 2.1 und 2.2) von 

2.549.636 

2.4 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Investitionstätig-

keit von  

6.341.216 

2.5 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Investitionstätig-

keit von 

17.168.804 
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2.6 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss / -

bedarf aus Investitionstätigkeit (Saldo aus 2.4 und 

2.5) von 

-

10.827.588 

2.7 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss / -

bedarf (Saldo aus 2.3 und 2.6) von 

-8.277.952 

2.8 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus Finanzierungstä-

tigkeit von 

0 

2.9 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus Finanzierungstä-

tigkeit von 

977.300 

2.10 Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss / -

bedarf aus Finanzierungstätigkeit (Saldo aus 2.8 und 

2.9) von 

-977.300 

2.11 Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbe-

stands, Saldo des Finanzhaushalts (Saldo aus 2.7 und 

2.10) von 

-9.255.252 

 

 

§ 2 Kreditermächtigung 

 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen  

und Investitionsförderungsmaßnahmen  

(Kreditermächtigung) wird festgesetzt auf      0 

EUR 

 

 

§ 3 Verpflichtungsermächtigungen  

 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen  

von Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für 

Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen belasten  

(Verpflichtungsermächtigungen), wird festgesetzt auf   

 7.266.100 EUR 

 

 

§ 4 Kassenkredite 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf  

 13.700.000 EUR 

 

§ 5 Hebesätze (Steuersätze) für Grund- und Gewerbesteuer 

 

Die Hebesätze (Steuersätze) werden wie folgt festgesetzt: 

 

1. für die Grundsteuer 
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a. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 

              500 v. H. 

b. für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf                 

500 v. H.  

der Steuermessbeträge;       

 

2. für die Gewerbesteuer auf                    

390 v. H. 

der Steuermessbeträge.  

 

§ 6 Inkrafttreten 

 

Die Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in Kraft. 

 

Weingarten, 13. Dezember 2021 

 

Markus Ewald 

Oberbürgermeister 

 

 

3. Der Gemeinderat beschließt die 5-jährige Finanzplanung bis zum Jahr 2025 

incl. Investitionsprogramm gem. § 85 GemO.  

 

4. Der Stellenplan für das Jahr 2022 ist Bestandteil des Haushaltsplanes. 

Dieser wird gemäß der Anlage im Haushaltsplan festgestellt.  

 

 

 

 

 

§ 8 264/2021 

 

Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes "Kultur- und Kongresszentrum 

Oberschwaben" für das Wirtschaftsjahr 2022 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:17 bis 20:18 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

1. Der Gemeinderat der Stadt Weingarten beschließt gemäß § 14 des Eigenbe-

triebsgesetztes für Baden-Württemberg den folgenden Wirtschaftsplan für 

das Jahr 2022: 
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Es entfallen auf den Erfolgsplan: 

-Erträge in Höhe von          525.200 € 

-Aufwendungen in Höhe von      2.106.250 € 

 

Somit entsteht ein Jahresverlust in Höhe von     

1.581.050 € 

 

Es entfallen auf den Vermögensplan Einnahmen (Finanzierungsmittel) 

und Ausgaben (Finanzierungsbedarf) in Höhe von    4.731.850 € 

 

2. Die Finanzplanung 2023 – 2025 des Eigenbetriebes KuKO wird mit dem im 

Wirtschaftsplan festgesetzten Erfolgs-und Vermögensplan bis 2025 be-

schlossen. 

 

3. Die Kreditaufnahme wird festgesetzt auf         

715.200 € 

davon Trägerdarlehen            0 € 

davon Darlehen bei Kreditinstituten         715.200 € 

 

4. Die Verpflichtungsermächtigungen werden festgesetzt auf       

129.800 € 

 

5. Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird gemäß  

§ 89 Abs. 3 GemO festgesetzt auf            

80.000 € 

 

 

 

 

 

 

§ 9 265/2021 

 

Wirtschaftsplan 2022 des Eigenbetriebes Abwasserbeseitigung 

Weingarten 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:18 bis 20:19 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 
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Der Gemeinderat der Stadt Weingarten beschließt gemäß § 14 des Eigenbetriebs-

gesetztes für Baden-Württemberg den folgenden Wirtschaftsplan für das Jahr 

2022: 

 

1. Es entfallen auf den Erfolgsplan: 

- Erträge in Höhe von         3.596.450 € 

- Aufwendungen in Höhe von        3.515.050 € 

Somit entsteht ein veranschlagtes Jahresergebnis (Jahresüberschuss) 

in Höhe von                81.400 

€ 

 

2. Es entfallen auf den Liquiditätsplan 

a) - Einzahlungen aus laufender Geschäftstätigkeit in Höhe von   

3.205.250 € 

    - Auszahlungen aus laufender Geschäftstätigkeit in Höhe von   

2.712.050 € 

Somit entsteht ein Zahlungsmittelüberschuss in Höhe von       

493.200 € 

 

b) - Einzahlungen aus Investitionstätigkeit in Höhe von         

50.800 € 

     - Auszahlungen aus Investitionstätigkeit in Höhe von       

573.700 € 

Somit entsteht ein Finanzierungsmittelbedarf aus  

Investitionstätigkeit in Höhe von           

522.900 € 

 

c) Aus den Salden von a) und b) ergibt sich ein  

Finanzierungsmittelbedarf in Höhe von            

29.700 € 

 

d) - Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit in Höhe von       

620.350 € 

    - Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit in Höhe von       

590.650 € 

Somit entsteht ein Finanzierungsmittelüberschuss aus  

Finanzierungstätigkeit in Höhe von             29.700 

€ 

 

e) Somit ergibt sich insgesamt eine Erhöhung des Finanzmittelbestandes um      

0 € 

 

3. Die Finanzplanung 2023 – 2025 des Eigenbetriebes „Abwasserbeseitigung der 

Stadt Weingarten“ wird mit dem im Wirtschaftsplan 2022 festgesetzten Erfolgs- 

und Liquiditätsplan inkl. des Investitionsprogramms bis 2025 beschlossen. 
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4. Der Gesamtbetrag 

a) der vorgesehenen Kreditaufnahmen (Kreditermächtigung) beträgt     620.350 € 

b) der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen  

die künftige Wirtschaftsjahre mit Auszahlungen für Investition und Investiti-

onsförderungsmaßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen)  

beträgt              380.000 € 

 

5. Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf       

700.000 € 

 

 

 

 

 

 

§ 10 405/2021 

 

Wirtschaftsplan 2022 des Eigenbetriebes "Stadtwerke Weingarten" 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:19 bis 20:20 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

1. Der Wirtschaftsplan 2022 des Eigenbetriebes " Stadtwerke Weingarten“ für 

das Wirtschaftsjahr 2022 wird wie folgt beschlossen: 

 

Es entfallen auf 

den Erfolgsplan Erträge in Höhe von     2.468.057 € 

und Aufwendungen in Höhe von       3.573.594 € 

 

und den Vermögensplan Einnahmen (Finanzierungsmittel)  

in Höhe von          5.790.840 € 

und Ausgaben (Finanzierungsbedarf) in Höhe von               

5.790.840 € 

 

2. Die Kreditaufnahme wird auf                       0          

1.417.383 € 

festgesetzt. 

 

3. Die Verpflichtungsermächtigungen werden auf      608.000 € 

festgesetzt. 
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4. Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird festgesetzt auf               

714.000 € 

Stellenplan:  

Der Stellenplan 2022, der Bestandteil des Wirtschaftsplanes ist, wird gemäß 

Anlage zum Wirtschaftsplan festgestellt. 

 

 

 

 

 

§ 11 467/2021 

 

Abgrenzung Haushaltsjahr 2021/2022 Förderprogramme Schulen 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:20 bis 20:23 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Im Bereich der Schulen werden alle Mittel für das Förderprogramm „Leihgeräte 

für Lehrkräfte“ nach § 21 Gemeindehaushaltsverordnung durch und im Rahmen des 

Jahresabschlusses 2021 übertragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 12 309/2021 

 

Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes "Abwasser-

beseitigung der Stadt Weingarten" für das Wirtschaftsjahr 2019 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:23 bis 20:24 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   
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Beschluss: 

 

1. Der Jahresabschluss 2019 wird in der vorliegenden Form mit einer Bilanz-

summe von 15.750.526,84 Euro sowie einem Jahresgewinn von 164.766,10 

Euro festgestellt. 

1.1. Bilanzsumme           15.750.526,84 

€ 

1.1.1. davon entfallen auf der Aktivseite auf 

das Anlagevermögen          14.977.782,05 

€ 

das Umlaufvermögen               

769.810,73 € 

die Rechnungsabgrenzungsposten                 

2.934,06 € 

1.1.2. davon entfallen auf der Passivseite auf 

das Eigenkapital             

1.400.285,46 € 

die empfangenen Ertragszuschüsse          5.080.531,48 

€ 

die Rückstellungen               

943.618,93 € 

die Verbindlichkeiten            

8.307.913,07 € 

die Rechnungsabgrenzungsposten               

18.177,90 € 

1.2. Gewinn- und Verlustrechnung 

1.2.1. Jahresgewinn                

164.766,10 € 

1.2.2. Summe der Erträge            2.772.188,49 

€ 

1.2.3. Summe der Aufwendungen                     

2.607.422,39 € 

2. Der Jahresgewinn in Höhe von 164.766,10 Euro wird auf neue Rechnung vor-

getragen. 

3. Die Betriebsleitung wird gemäß § 16 ABs. 3 Nr. 3 EigBG entlastet. 
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§ 13 451/2021 

 

Feststellung des Jahresabschlusses, Ergebnisverwendung und Ent-

lastung der Werkleitung der Stadtwerke Weingarten für das Wirt-

schaftsjahr 2020 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:24 bis 20:25 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Dem Gemeinderat wird zur Beschlussfassung vorgeschlagen: 

 

1. Der Jahresabschluss 2020 der Stadtwerke Weingarten wird für das Wirt-

schaftsjahr 2020 mit folgenden Beträgen festgestellt: 

 

1.1. Bilanzsumme      7.951.779,31  € 

 

1.1.1 davon entfallen von der Aktivseite auf 

- das Anlagevermögen    4.435.568,33  € 

- das Umlaufvermögen    3.513.341,98  € 

- Rechnungsabgrenzung           2.869,00  € 

 

1.1.2 davon entfallen von der Passivseite auf 

- das Eigenkapital     3.347.683,63  € 

- die Rückstellungen        115.367,26  

€ 

- die Verbindlichkeiten    4.488.728,42  € 

 

1.2. Jahresverlust         728.814,01  € 

 

1.2.1. Summe der Erträge      1.934.953,49  € 

 

1.2.2. Summe der Aufwendungen    2.663.767,50  € 

 

2. Der Jahresverlust in Höhe von 728.814,01 € wird aus dem Haushalt der 

Stadt ausgeglichen 

 

3. Die Werkleitung wird für das Wirtschaftsjahr 2020 entlastet. 
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§ 14 308/2021 

 

Feststellung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes "Kultur- 

und Kongresszentrum Oberschwaben" zum 31.12.2019 sowie Feststel-

lung der Ausgleichsleistungen 2019 sowie Entlastung der Be-

triebsleitung 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:25 bis 20:26 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

1. Der Jahresabschluss wird in der von der WIBERA Wirtschaftsberatung ge-

prüften Fassung mit einer Bilanzsumme von 6.356.259,44 Euro festge-

stellt. 

1.1. Bilanzsumme       €         

6.356.259,44 

1.1.1. davon entfallen auf der Aktivseite auf 

- das Anlagevermögen     €         

5.767.678,34 

- das Umlaufvermögen     €   588.581,10 

1.1.2. davon entfallen auf der Passivseite auf 

- das Eigenkapital      €         

3.973.012,34 

- die Rückstellungen      €            

160.054,00 

- die Verbindlichkeiten     €         

2.223.193,10 

1.2. Gewinn- und Verlustrechnung 

1.2.1. Jahresverlust       €       

2.844,50 

1.2.2. Summe der Aufwendungen     €         

1.974.334,67 

1.2.3. Summe der Erträge ohne Ausgleichsleistungen  €            

614.743,10 

1.2.4. Ausgleichsleistungen der Stadt Weingarten   €         

1.356.747,07 

2. Auf der Basis des Betrauungsaktes sind Ausgleichsleistungen aus dem 

Haushalt der Stadt in Höhe von 1.356.747,07 Euro zu leisten, um den 
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Verlust des betrauten Bereichs (Sparte Kultur- und Kongresszentrum) ab-

zudecken. Für den nicht betrauten Bereich (Sparte Beteiligung am Konfe-

renzhotel Weingarten) wird ein Jahresverlust i. H. v. 2.844,50, ausge-

wiesen, der auf neue Rechnung vorgetragen wird. 

3. Die Betriebsleitung wird gemäß § 16 Abs. 3 Nr. 3 EigBG entlastet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 15 466/2021 

 

Nachfolgenutzung Flächen Areal 14 Nothelfer 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:26 bis 20:38 Uhr 

 

mehrheitlich beschlossen    Ja 23  Nein 0  Enthaltung 2  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

1. Der Gemeinderat stimmt der Ausarbeitung und dem Abschluss der sog. „Inves-

torenvereinbarung“ mit der Staiger-Gruppe entsprechend der unter Ziffer I. 

Nr. 1 der als Anlage der Beschlussvorlage beigefügten und mit der Staiger 

Gruppe verhandelten wesentlichen Rahmenvorgaben für das Areal 14 Nothelfer 

(„Rahmenvorgaben“) zu. 

Die Investorenvereinbarung beinhaltet Vorgaben zur Durchführung einer Bürger-

beteiligung, eines städtebaulichen Wettbewerbs und zur Aufstellung eines Be-

bauungsplans einschließlich erforderlicher thematisch gegliederter Konzepte 

(z.B. Energiekonzept, Sozialkonzept, Erinnerungskonzept 14NH) und soll des 

Weiteren u.a. und insbesondere die Verpflichtung der Staiger-Gruppe umfassen, 

auf dem Areal 14 Nothelfer neben freiem Wohnraum und betreutem Wohnen auch 

öffentlich geförderten Wohnraum in erheblichem Umfang zu schaffen sowie unter 

definierten Voraussetzungen auf eigen Kosten eine dreizügige Kindertagesstät-

te für die Stadt Weingarten zu errichten, sowie im Gegenzug die Verpflichtung 

der Stadt beinhalten, die aktuell auf Flst. 1202, Flst. 1202/06, Flst. 

1201/10 und Flst. 1201/12 lastende sog. „Krankenhausdienstbarkeit“ sowie die 

Ru ̈ckauflassungsvormerkung zur Absicherung des sog. „Heimfallrechts“ („Altsi-

cherungen“) aufzuheben gegen Eintragung neuer dinglicher Absicherungen zur 

Absicherung der medizinischen und pflegerischen Prägung der Bestandsgebäude 
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(„Neusicherungen“) wie in Ziff. II Nr. 2. lit. b) der Rahmenvorgaben defi-

niert. 

 

2. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der vertraglichen Ausarbei-

tung der gemäß Ziffer 1 zu schließenden Verträge und Grundbucheintragungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 16 445/2021 

 

Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderates vom 27.11.2017 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:38 bis 20:39 Uhr 

 

mehrheitlich beschlossen    Ja 23  Nein 0  Enthaltung 2  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt die Änderung der Geschäftsordnung des Gemeindera-

tes der Stadt Weingarten vom 12.05.1976, zuletzt geändert am 13.12.2021 wie 

folgt: 

 

 

„In der Geschäftsordnung des Gemeinderats sind Gesetzestexte der Gemeindeord-

nung Baden-Württemberg (GemO) wiederholt, soweit sie für das Verständnis not-

wendig sind. Die zugehörigen Paragraphen der GemO sind ggfs. jeweils am Ende 

der Paragraphen angegeben. Auf Grund des § 36 Abs. 2 der Gemeindeordnung für 

Baden-Württemberg (GemO) hat sich der Gemeinderat am 13. Dezember 2021 fol-

gende Geschäftsordnung gegeben: 

 

 

Hinweis: 

 

Aus Gründen der besseren und barriefreien Lesbarkeit wird auf die Verwendung 

diverser Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 

gleichermaßen für Personen des diversen Geschlechts. 
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I ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

 

§ 1 Zusammensetzung des Gemeinderats, Vorsitzende:r 

 

(1) Der Gemeinderat der Stadt Weingarten besteht aus dem/der Oberbürgermeis-

ter:in als Vorsitzender/n und den ehrenamtlichen Mitgliedern (Stadträ-

ten:innen). Die ehrenamtlichen Mitglieder des Gemeinderats führen die Be-

zeichnung Stadtrat:in. 

 

(2) Der/Die Beigeordnete (Bürgermeister:in) vertritt den/die Oberbürgermeis-

ter:in. Ist der/die Beigeordnete (Bürgermeister:in) rechtlich oder tat-

sächlich verhindert, so führt der/die weitere Beigeordnete oder die gemäß 

§ 48 GemO bestellten Stellvertreter:innen des/der Oberbürgermeisters:in in 

der für sie geltenden Reihenfolge den Vorsitz. 

 

§§ 25 und 48 Abs. 1, § 49 GemO 

 

 

§ 2 Mitgliedervereinigungen - Fraktionen 

 

(1) Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung im Ge-

meinderat mit. Sie dürfen insoweit ihre Auffassungen öffentlich darstel-

len. Ihre innere Ordnung muss demokratischen und rechtsstaatlichen Grunds-

ätzen entsprechen. 

 

(2) Die Stadträte:innen können sich zu Fraktionen zusammenschließen. Eine 

Fraktion muss einschließlich etwaiger ständiger Gäste aus mindestens drei 

Stadträten:innen bestehen. Ein/e Stadtrat:in kann nur einer Fraktion ange-

hören. Auf Antrag von zwei Stadträten:innen, kann der Gemeinderat durch 

Beschluss einer dreiviertel Mehrheit (19) aller Mitglieder des Gemeinde-

rats, auch fraktionslose Stadträten:innen, begrenzt auf eine Wahlperiode, 

die Rechte entsprechend einer Fraktion einräumen. Die betroffenen Stadträ-

ten:innen sind nicht stimmberechtigt. 

 

(3) Jede Fraktion teilt ihre Gründung, Bezeichnung, Mitglieder, die ständigen 

Gäste (fraktionslose Mitglieder des Gemeinderats), die Namen des/der Vor-

sitzenden und seiner Stellvertreter:innen sowie ihre Auflösung dem/der 

Oberbürgermeister:in schriftlich mit. 

 

(4) Die Bestimmungen des § 7 (dieser Geschäftsordnung) über die Pflicht zur 

Verschwiegenheit gelten für Fraktionen entsprechend. 

 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

(5) Die Fraktionen des Gemeinderats haben die Gelegenheit, ihre Auffassungen 

zu Angelegenheiten der Stadt Weingarten im Amtsblatt "Weingarten im Blick" 

darzulegen. Der Gemeinderat regelt in einem Redaktionsstatut (Richtlinien 

für die Publikation „Weingarten im Blick“ in der jeweils gültigen Fassung) 

das Nähere, insbesondere den angemessenen Umfang der Beiträge der Fraktio-

nen. 

 

(6) Den Fraktionen werden zur Vorbereitung auf die anstehenden Sitzungen Frak-

tionsräume in den Gebäuden der Stadtverwaltung bereitgestellt. Die Frakti-

onsräume werden anhand der Anzahl ihrer Mitglieder zugeteilt. Ein Rechts-

anspruch auf einen Fraktionsraum, die Tagungszeit, und die Ausstattung der 

Fraktionsräume besteht nicht. Ein Wahlrecht der Fraktionen besteht eben-

falls nicht. Die Stadt Weingarten bemüht sich den Wünschen der einzelnen 

Fraktion nachzukommen. 

 

§ 32a GemO 

 

 

§ 3 Geschäftsausschuss - Ältestenrat 

 

(1) Der Ältestenrat (Geschäftsausschuss) besteht aus dem/der Oberbürgermeis-

ter:in als Vorsitzenden und grundsätzlich acht (8) Mitgliedern des Gemein-

derats. Die Sitze im Ältestenrat (Geschäftsausschuss) werden nach jeder 

Gemeinderatswahl unter Berücksichtigung der Stärke der Fraktionen des Ge-

meinderats aufgeteilt. Mitglieder sind immer die jeweiligen Fraktionsvor-

sitzenden. Auf dieser Grundlage werden die ehrenamtlichen Mitglieder des 

Ältestenrats (Geschäftsausschusses) und deren Stellvertreter:innen vom Ge-

meinderat bestellt. 

 

(2) Der Ältestenrat (Geschäftsausschuss) berät wichtige Angelegenheiten, die 

im Gemeinderat entschieden werden. 

 

(3) Der/Die Oberbürgermeister:in beruft den Ältestenrat (Geschäftsausschuss) 

ein. Der Ältestenrat (Geschäftsausschuss) muss unverzüglich einberufen 

werden, wenn es die Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses unter Angabe 

eines Tagesordnungspunktes beantragt. 

 

§ 33a GemO 

 

II RECHTE UND PFLICHTEN DER STADTRÄTE:INNEN UND DER WEITEREN 

EHRENAMTLICH TÄTIGEN BÜRGER:INNEN 

 

§ 4 Rechtsstellung der Stadträte:innen 

 

(1) Die Stadträte:innen sind ehrenamtlich tätig. 
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(2) Der/Die Oberbürgermeister:in verpflichtet die Stadträte:innen in der ers-

ten Sitzung öffentlich auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflich-

ten. Dabei spricht der/die Oberbürgermeister:in die nachfolgenden Zeilen 

vor und der/die Stadtrat:in spricht die Zeilen nach. Die Verpflichtung 

wird mit dem Handschlag bekräftigt. "Ich gelobe Treue der Verfassung, Ge-

horsam den Gesetzen und gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten. Insbe-

sondere gelobe ich, die Rechte der Stadt gewissenhaft zu wahren und ihr 

Wohl und das ihrer Einwohner:innen nach Kräften zu fördern."  

 

(3) Die Stadträte:innen entscheiden im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, 

nur durch das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung. An Verpflichtungen 

und Aufträge, durch die diese Freiheit beschränkt wird, sind sie nicht ge-

bunden. 

 

§ 32 Abs. 1 bis 3 GemO 

 

 

§ 5 Unterrichtungsrecht, Akteneinsicht, Anfragerecht der Stadträte:innen, An-

regungen 

 

(1) Eine Fraktion oder ein Sechstel der Stadträte:innen (5) kann in allen An-

gelegenheiten der Gemeinde und ihrer Verwaltung verlangen, dass der/die 

Oberbürgermeister:in den Gemeinderat unterrichtet. Ein Viertel der Stadt-

räte:innen (7) kann in Angelegenheiten im Sinne von Satz 1 verlangen, dass 

dem Gemeinderat oder einem von ihm bestellten Ausschuss Akteneinsicht ge-

währt wird. In dem Ausschuss müssen die Antragsteller:innen vertreten 

sein. 

 

(2) Jede/r Stadtrat:in kann an den/die Oberbürgermeister:in schriftliche, 

elektronische (gr-anfragen@weingarten-online.de) oder in einer Sitzung 

mündliche Anfragen im Sinne des Absatzes 1 stellen. Anträge zur Sache kön-

nen in Verbindung mit einer Anfrage nicht gestellt werden. Die Anfragen 

sollen klar als Anfrage betitelt werden und das Anliegen näher definiert 

bzw. begründet werden. Anfragen, die in elektronischer Form (E-Mail) an 

die Stadtverwaltung gerichtet werden, werden grundsätzlich nicht öffent-

lich behandelt, außer aus der Anfrage geht eine öffentliche Behandlung 

klar hervor. 

 

(3) Anfragen, sofern es der Gegenstand der Frage zulässt, sind innerhalb der 

beiden nächsten Sitzungen zu beantworten. Sie können in einer Sitzung des 

Gemeinderats vom/von der Oberbürgermeister:in oder einer von ihm/ihr be-

stimmten Person mündlich oder schriftlich (auch außerhalb der Sitzungen, 

über den Verteiler gr-anfragen@weingarten-online.de) beantwortet werden. 

Mündliche Anfragen können umgehend vom/von der Vorsitzenden oder einer von 

ihm/ihr bestimmten Person beantwortet werden. 
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(4) Eine Aussprache über Anfragen findet nicht statt. Der/die Vorsitzende ent-

scheidet im Einzelfall, ob eine Aussprache stattfindet. 

 

(5) Für Anfragen und Antworten, die wegen des öffentlichen Wohls oder wegen 

berechtigter Interessen Einzelner im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GemO 

nicht für die Öffentlichkeit bestimmt sind, ist eine die Verschwiegenheit 

gewährleistende Form zu wahren. 

 

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei den nach § 44 Abs. 3 Satz 3 GemO ge-

heim zu haltenden Angelegenheiten. 

 

(7) Sonstige Anregungen können seitens der Stadträte:innen auch mündlich, 

schriftlich oder elektronisch (an die Geschäftsstelle Gremien oder über 

www.buergermeldung.com) getätigt werden. Es findet keine gesonderte Beant-

wortung dieser Anregungen statt. 

 

§ 24 Abs. 3 bis 5 GemO 

 

 

§ 6 Amtsführung 

 

(1) Die Stadträte:innen und die zur Beratung zugezogenen Einwohner:innen müs-

sen ihre Tätigkeit uneigennützig und verantwortungsbewusst ausüben. Die 

Stadträte:innen sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. Bei Ver-

hinderung ist der/die Vorsitzende oder ein von ihm/ihr bestimmte Person 

unter Angabe des Grundes rechtzeitig vor der Sitzung zu verständigen. Ist 

die rechtzeitige Verständigung infolge unvorhergesehener Ereignisse nicht 

möglich, so kann sie nachträglich erfolgen. Bei unentschuldigter Nicht-

teilnahme kann ein Ordnungsgeld auferlegt werden. 

 

(2) Wer die Sitzung vor ihrer Beendigung aus wichtigem Grund verlassen muss, 

teilt dies dem/der Vorsitzenden oder der von ihm/ihr bestimmten Person vor 

seinem Weggang mit. 

 

§§ 17 und 34 Abs. 3 GemO 

 

 

 

§ 7 Pflicht zur Verschwiegenheit 

 

(1) Die Stadträte:innen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet über alle Ange-

legenheiten, deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben, besonders an-

geordnet oder ihrer Natur nach erforderlich ist. Über alle in nichtöffent-

licher Sitzung behandelten Angelegenheiten sind die Stadträte:innen und 

die zur Beratung zugezogenen Einwohner:innen so lange zur Verschwiegenheit 
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verpflichtet, bis sie der/die Oberbürgermeister:in von der Schweigepflicht 

entbindet. 

 

(2) Stadträte:innen dürfen die Kenntnis von geheim zu haltenden Angelegenhei-

ten nicht unbefugt verwerten. Gegen dieses Verbot verstößt insbesondere, 

wer aus der Kenntnis geheim zu haltende Angelegenheiten für sich oder 

Dritte Vorteile zieht oder ziehen will. 

 

(3) Die Pflicht zur Verschwiegenheit umfasst insbesondere auch Stellungnahmen 

und Äußerungen des /der Vorsitzenden und der einzelnen Stadträte:innen in 

der Beratung und die Art ihrer Abstimmung. 

 

(4) Diese Verpflichtungen bestehen auch nach dem Ausscheiden aus dem Gemeinde-

rat fort. 

 

(5) Einem Stadtratsmitglied, dass seine Verpflichtung zur Verschwiegenheit 

verletzt, kann vom Gemeinderat ein Ordnungsgeld nach § 16 Abs. 3 und § 17 

Abs. 4 GemO auferlegt werden. 

 

(6) Auf Verlangen des/der Oberbürgermeisters:in haben Stadträte:innen nach 

ihrem Ausscheiden aus dem Amt ihnen von der Stadt überlassene Schriftstü-

cke über amtliche Vorgänge herauszugeben, sofern die Vertraulichkeit oder 

Geheimhaltung hinsichtlich ihres Inhalts noch weiterbesteht. 

 

(7) Die den Stadträten:innen zur Verfügung gestellten geeigneten elektroni-

schen Endgeräte müssen zurückgegeben werden. Eine Veräußerung an die 

Stadträte:innen kann im Einzelfall nach Vereinbarung mit der Verwaltung 

erfolgen. 

 

§§ 17 Abs. 2 und 35 Abs. 2 GemO 
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§ 8 Verbot der Geschenkannahme 

 

 Den Stadträten:innen ist nicht erlaubt, von einer Person, deren Angelegen-

heit beim Gemeinderat anhängig ist, ein ihm unmittelbaren oder mittelbaren 

Vorteil anzunehmen. Auch nach Erledigung der Angelegenheit ist die Annahme 

eines solchen Vorteils verboten, wenn ein Zusammenhang mit der Erledigung 

bestehen kann. 

 

 

§ 9 Vertretungsverbot 

 

(1) Die Stadträte:innen dürfen Ansprüche und Interessen eines/einer anderen 

gegen die Stadt nicht geltend machen, soweit sie nicht als gesetzliche 

Vertreter:innen handeln. Ob die Voraussetzungen dieses Verbots vorliegen, 

entscheidet der Gemeinderat. Insbesondere darf ein/e dem Gemeinderat ange-

hörende/r Rechtsvertreter:in ein Mandat gegen die Stadt nicht übernehmen 

(ausgenommen Ordnungswidrigkeitsverfahren). 

 

(2) Auf die zur Beratung zugezogenen Einwohner:innen finden die Bestimmungen 

des Absatzes 1 Anwendung, wenn die zu vertretenden Ansprüche oder Interes-

sen mit der ehrenamtlichen Tätigkeit in Verbindung stehen. Ob diese Vo-

raussetzungen vorliegen, entscheidet der/die Oberbürgermeister:in. 

 

§ 17 Abs. 3 GemO 

 

 

§ 10 Ausschluss wegen Befangenheit 

 

(1) Ein/e Stadtrat:in oder ein/e ehrenamtlich tätige/r Bürger:in darf weder 

beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung einer Angele-

genheit ihm/ihr selbst oder folgenden Personen einen unmittelbaren Vorteil 

oder Nachteil bringen kann: 

a. dem/der Ehegatten:in oder dem/der Lebenspartner:in nach § 1 des Le-

benspartnerschaftsgesetzes, 

b. einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade 

Verwandten, 

c. einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade 

Verschwägerten oder als verschwägert geltenden, solange die die 

Schwägerschaft begründende Ehe oder Lebenspartnerschaft nach § 1 des 

Lebenspartnerschaftsgesetztes besteht, oder 

d. einer von ihm/ihr kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person. 

 

(2) Dieses Wirkungsverbot gilt auch, wenn der/die Stadtrat:in oder der/die 

ehrenamtlich tätige Bürger:in, im Falle der Nummer 2 auch die in Abs. 1 

Nr. 1 genannten Personen oder Verwandte ersten Grades 
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a. gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, dem die Entscheidung der 

Angelegenheit einem unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 

kann, es sei denn, dass nach den tatsächlichen Umständen der Be-

schäftigung anzunehmen ist, dass sich der/die Bürger:in deswegen 

nicht in einem Interessenwiderstreit befindet, 

b. Gesellschafter:in einer Handelsgesellschaft oder Mitglied des Vor-

standes, des Aufsichtsrats oder eines gleichartigen Organs eines 

rechtlich selbständigen Unternehmens ist, denen die Entscheidung der 

Angelegenheit einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 

kann, sofern er/sie diesem Organ nicht als Vertreter:in oder auf 

Vorschlag der Stadt angehört, 

c. Mitglied eines Organs einer juristischen Person des öffentlichen 

Rechts ist, der die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder 

Nachteil bringen kann und die nicht Gebietskörperschaft ist, sofern 

er/sie diesem Organ nicht als Vertreter:in oder auf Vorschlag der 

Stadt angehört, 

d. in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 

Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist. 

 

(3) Diese Vorschriften gelten nicht, wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen 

Interessen einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe berührt. Sie gelten fer-

ner nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 

 

(4) Der/die Stadtrat:in und der/die ehrenamtlich tätige Bürger:in, bei dem/der 

ein Tatbestand vorliegt, der Befangenheit zur Folge haben kann, hat dies 

vor Beginn der Beratung über diesen Gegenstand dem/der Vorsitzenden mitzu-

teilen. Ob ein Ausschließungsgrund vorliegt, entscheidet in Zweifelsfällen 

in Abwesenheit des/der Betroffenen bei Stadträten:innen der Gemeinderat, 

sonst der/die Oberbürgermeister:in. Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunk-

te dieser Art während der Beratung erkennbar werden. Ob ein Ausschluss-

grund vorliegt, entscheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit des/der Be-

troffenen bei Stadträten:innen und bei Ehrenbeamten:innen des Gemeinde-

rats, der Gemeinderat, sonst der/die Oberbürgermeister:in. 

 

(5) Wer wegen Befangenheit an der Beratung und Entscheidung nicht mitwirken 

darf, muss die Sitzung verlassen. Bei öffentlicher Sitzung muss er/sie 

sich in den für die Zuhörer:innen bestimmten Bereich des Sitzungsraumes 

begeben; bei nichtöffentlichen Sitzungen muss er/sie auch den Sitzungsraum 

verlassen. 

 

(6) Ein Beschluss ist rechtswidrig, wenn bei der Beratung oder Beschlussfas-

sung die Bestimmungen der Absätze 1, 2 oder 5 verletzt worden sind oder 

ein/e ehrenamtlich tätige/r Bürger:in ohne einen der Gründe der Absätze 1 

und 2 ausgeschlossen war. Der Beschluss gilt jedoch ein Jahr nach der Be-

schlussfassung oder, wenn eine öffentliche Bekanntmachung erforderlich 

ist, ein Jahr nach dieser als von Anfang an gültig zustande gekommen, es 
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sei denn, dass der/die Oberbürgermeister:in den Beschluss nach § 43 GemO 

wegen Gesetzeswidrigkeit widersprochen oder die Rechtsaufsichtsbehörde den 

Beschluss vor Ablauf der Frist beanstandet hat. Die Rechtsfolge nach Satz 

2 tritt nicht gegenüber demjenigen ein, der vor Ablauf der Jahresfrist ei-

nen förmlichen Rechtsbehelf eingelegt hat, wenn in dem Verfahren die 

Rechtsverletzung festgestellt wird. Für Beschlüsse über Satzungen, anderes 

Ortsrecht und Flächennutzungspläne bleibt § 4 Abs. 4 und 5 GemO unberührt. 

 

§ 18 GemO 

 

 

III SITZUNGEN DES GEMEINDERATS 

 

 

§ 11 Öffentlichkeitsgrundsatz und Veröffentlichung von Informationen, 

Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse 

 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich. Nichtöffentlich darf nur 

verhandelt werden, wenn es das öffentliche Wohl oder berechtigte Interes-

sen Einzelner erfordern; über Gegenstände, bei denen diese Voraussetzungen 

vorliegen, muss nichtöffentlich verhandelt werden. Über Anträge aus der 

Mitte des Gemeinderats, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tages-

ordnung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird 

in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. In nichtöffentlicher 

Sitzung nach Satz 2 gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 

Öffentlichkeit oder, wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten öffentli-

chen Sitzung im Wortlaut bekannt zu geben, soweit nicht das öffentliche 

Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen. 

 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats hat jede/jeder Zutritt, 

soweit es die Raumverhältnisse gestatten. 

 

(3) Den Berichterstattern:innen der Presse bleiben besondere Plätze vorbehal-

ten. Mitschnitte in Bild und Ton sind während der Sitzung/Beratung im Sit-

zungsraum mit Ausnahme zu Protokollzwecken, nicht zugelassen. Insbesondere 

das Verbreiten von Mitschnitten in Bild und Ton bzw. von Bildern aus der 

Beratung z. B. auf sozialen Netzwerken ist nicht zulässig. Dies gilt 

nicht, wenn die Genehmigung ausdrücklich und einstimmig für einen einzel-

nen Tagesordnungspunkt erteilt wird. Jedes einzelne Mitglied des Gemeinde-

rats kann den Mitschnitt seines/ihres eigenen Redebeitrags oder Foto-, 

Film- und Fernsehaufnahmen von seiner Person untersagen. Das Mitglied des 

Gemeinderats muss dies entweder pauschal oder zu Beginn seines Redebei-

trags mitteilen. Die Absicht, ton- oder filmtechnische Aufzeichnungen von 

oder während Sitzungen des Gemeinderats anzufertigen, muss rechtzeitig 

dem/der Vorsitzenden mitgeteilt werden. Der/die Vorsitzende informiert den 

Gemeinderat. Im Sitzungsraum ist das Fotografieren und das Führen von In-
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terviews grundsätzlich nur in den Pausen bzw. vor und nach den Sitzungen 

zulässig. Das Verbot des Fotografierens gilt nicht für akkreditierte Pres-

severtreter. Das Hausrecht des/der Vorsitzenden (§ 18 dieser Geschäftsord-

nung) bleibt von diesen Bestimmungen unberührt.  

 

(4) Die Stadt Weingarten veröffentlicht auf ihrer Internetseite Zeit, Ort und 

Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats und seiner Aus-

schüsse. 

 

(5) Die in öffentlicher Sitzung des Gemeinderats oder der Ausschüsse gefassten 

oder bekannt gegebenen Beschlüsse werden im Wortlaut in einem Ergebnispro-

tokoll auf der Internetseite sowie in Form eines zusammenfassenden Be-

richts im Amtsblatt "Weingarten im Blick" innerhalb einer Woche nach der 

Sitzung veröffentlicht. 

 

§§ 35 und 41b GemO 

 

 

§ 12 Sitzordnung 

 

(1) Die Stadträte:innen sitzen nach ihrer Fraktionszugehörigkeit. Kommt keine 

Einigung zustande, bestimmt der/die Oberbürgermeister:in die Reihenfolge 

der Fraktionen unter Berücksichtigung ihrer zahlenmäßigen Stärke im Ge-

meinderat. In der Regel werden im großen Sitzungssaal zuerst die Plätze 

rechts vom/von der Vorsitzenden und dann diejenigen links besetzt. Die 

Reihenfolge der Sitze innerhalb der Fraktionen bestimmen die Fraktionen 

selbst. Stadträten:innen, die keiner Fraktion angehören, weist der/die 

Oberbürgermeister:in den Sitzplatz an. 

 

 

§ 13 Verhandlungsgegenstände 

 

(1) Die Beratung erfolgt: 

1. aufgrund der Vorträge und Vorlagen des/der Oberbürgermeisters:in (o-

der einer von ihm/ihr bestimmten Person), 

2. bei Gegenständen, die von einem Ausschuss vorberaten worden sind, 

aufgrund des vom Ausschuss beschlossenen Antrags, 

3. ferner aufgrund von Anträgen und Anfragen der Stadträte:innen. 

 

(2) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, müs-

sen auf Antrag des/der Vorsitzenden oder einer Fraktion oder eines Sechs-

tels (5) aller Mitglieder des Gemeinderats dem zuständigen Ausschuss zur 

Vorberatung überwiesen werden. 

 

(3) Ein durch Beschluss des Gemeinderats erledigter Verhandlungsgegenstand 

wird erst erneut behandelt, wenn neue Tatsachen oder neue wesentliche Ge-
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sichtspunkte dies rechtfertigen, frühestens 6 Monate nach der letzten Be-

handlung eines Verhandlungsgegenstandes. Die Verhandlungsgegenstände müs-

sen zum Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören. 

 

§ 34 GemO 

 

 

§ 14 Einberufung 

 

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert; er 

soll jedoch in der Regel mindestens einmal im Monat einberufen werden. Der 

Gemeinderat muss unverzüglich einberufen werden, wenn es ein Viertel (7) 

der Stadträte:innen unter Angabe des Verhandlungsgegenstands beantragt. 

 

(2) Der/die Oberbürgermeister:in oder eine von ihm/ihr bestimmte Person beruft 

den Gemeinderat schriftlich oder elektronisch mit angemessener Frist ein 

und teilt diesem rechtzeitig, in der Regel mindestens sieben Tage vor dem 

Sitzungstag, die Verhandlungsgegenstände in Form der Tagesordnung mit; in 

der Regel finden Sitzungen des Gemeinderats am Montagnachmittag um 15 Uhr 

und Sitzungen der beschließenden Ausschüsse am Montagnachmittag um 17 Uhr 

statt. Sie sollen in der Regel um 20 Uhr beendet sein. In Notfällen kann 

der Gemeinderat ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der Verhandlungs-

gegenstände einberufen werden. Während der Zeit der Schulferien finden in 

der Regel keine Sitzungen statt. 

 

(3) Wird zur Erledigung der Tagesordnung eine Sitzung innerhalb von drei (3) 

Tagen fortgesetzt, so genügt die mündliche Bekanntgabe durch den/die Ober-

bürgermeister:in als Einladung. Stadträte:innen, die bei Unterbrechung der 

Sitzung nicht anwesend waren, sind unverzüglich zu verständigen. 

 

(4) Bei Gegenständen einfacher Art können Sitzungen des Gemeinderats auch ohne 

persönliche Anwesenheit der Stadträte:innen im Sitzungsraum erfolgen, so-

fern die Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von 

Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in 

Form einer Videokonferenz, möglich ist. Diese Übertragung muss bei öffent-

lichen Sitzungen auch in einen öffentlich zugänglichen Raum erfolgen. Bei 

anderen Gegenständen darf diese Form der Durchführung nur gewählt werden, 

wenn die Sitzung andernfalls aus schwerwiegenden Gründen nicht ordnungsge-

mäß durchgeführt werden könnte. Schwerwiegende Gründe liegen insbesondere 

vor bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Seuchenschutzes, sonstigen au-

ßergewöhnlichen Notsituationen oder wenn aus anderen Gründen eine ord-

nungsgemäße Durchführung ansonsten unzumutbar wäre. Die Stadt hat dabei 

sicherzustellen, dass die technischen Anforderungen und die datenschutz-

rechtlichen Bestimmungen für eine ordnungsgemäße Durchführung der Sitzung 

einschließlich Beratung und Beschlussfassung eingehalten werden. Wahlen im 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

Sinne von § 37 Abs. 7 GemO dürfen nicht in dieser Form der Sitzung durch-

geführt werden. 

 

(5) Zeit, Ort, und Tagesordnung öffentlicher Sitzungen sind rechtzeitig orts-

üblich bekannt zu geben. Die ortsübliche Bekanntgabe erfolgt analog der 

„Satzung über die Form der öffentlichen Bekanntmachung“ in der jeweils 

gültigen Fassung. 

 

(6) Die elektronische Einberufung, sowie die elektronische Übermittlung von 

Beratungsunterlagen erfolgt über ein Ratsinformationssystem (RIS), Sessi-

onNet (Mandatos App 3). Innerhalb der Sitzung werden zum Abruf der Unter-

lagen geeignete elektronische Endgeräte genutzt. In begründeten Einzelfäl-

len können Papierunterlagen bereitgestellt werden. Über die datenschutz- 

und sicherheitskonforme Nutzung der elektronischen Zugänge und Endgeräte 

wird von jedem/r Nutzer:in eine schriftliche Verpflichtungserklärung erho-

ben. Im Falle technischer Störungen kann der Gemeinderat auch in anderer 

elektronischer Form oder schriftlich einberufen werden. In Notfällen kann 

er auch ohne Frist und formlos (mündlich, fernmündlich oder durch Kurier-

dienst) einberufen werden. 

 

(7) Zur Nutzung des RIS stellt die Stadt den Stadträten:innen ein geeignetes 

elektronisches Endgerät zur Verfügung. Für die Benutzung ist die Benut-

zungsordnung für die Endgeräte entsprechend zu befolgen. 

 

§§ 34 Abs. 1 und 2, 37 a GemO 

 

 

§ 15 Tagesordnung 

 

(1) Der/die Oberbürgermeister:in stellt die Tagesordnung für die Sitzungen 

auf. 

 

(2) Die Tagesordnung enthält Angaben über Beginn und Ort der Sitzung sowie die 

zur Beratung vorgesehenen Gegenstände, unterschieden nach solchen, über 

die in öffentlicher und solchen, über die in nichtöffentlicher Sitzung zu 

verhandeln ist. 

 

(3) Der/die Oberbürgermeister:in kann in dringenden Fällen durch schriftlich 

oder elektronisch auszugebende Nachträge die Tagesordnung erweitern. 

Er/Sie ist berechtigt, Verhandlungsgegenstände bis zu Beginn der Sitzung 

unter Angabe des Grundes von der Tagesordnung abzusetzen, solange der Ge-

meinderat in die Beratung dieser Gegenstände noch nicht eingetreten ist. 

 

§§ 34 Abs. 1 und 35 Abs. 1 GemO 

 

 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

§ 16 Beratungsunterlagen 

 

(1) Der Einberufung nach § 14 dieser Geschäftsordnung fügt der/die Oberbürger-

meister:in die für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen bei, soweit 

nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegen-

stehen. Die Vorlagen sollen die Sach- und Rechtslage darstellen. 

 

(2) Die der Tagesordnung beigefügten Beratungsunterlagen für öffentliche Sit-

zungen sollen am Donnerstag vor den Sitzungen auf der Internetseite veröf-

fentlicht und der Presse zugestellt werden. Durch geeignete Maßnahmen ist 

sicherzustellen, dass hierdurch keine personenbezogenen Daten oder Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnisse unbefugt offenbart werden. Sind geeignete 

Maßnahmen nicht ohne erheblichen Aufwand oder erhebliche Veränderungen der 

Beratungsunterlage möglich, kann im Einzelfall von einer Veröffentlichung 

abgesehen werden. 

 

(3) In öffentlichen Sitzungen werden die Beratungsunterlagen im Sitzungsraum 

für die Zuhörer:innen ausgelegt. Die ausgelegten Beratungsunterlagen dür-

fen vervielfältigt werden.  

 

(4) Die Mitglieder des Gemeinderats dürfen den Inhalt von Beratungsunterlagen 

für öffentliche Sitzungen, ausgenommen personenbezogene Daten oder Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnisse, zur Wahrnehmung ihres Amtes gegenüber 

Dritten und der Öffentlichkeit bekanntgeben. 

 

§§ 34 Abs. 1 und 41b GemO 

 

 

§ 17 Verhandlungsfähigkeit und Verhandlungsleitung 

 

(1) Der Gemeinderat kann nur in einer ordnungsgemäß einberufenen und geleite-

ten Sitzung beraten und beschließen. 

 

(2) Der/die Vorsitzende eröffnet, leitet, unterbricht und schließt die Ver-

handlungen des Gemeinderats. Die Sitzung wird geschlossen, wenn sämtliche 

Verhandlungsgegenstände erledigt sind oder, wenn die Sitzung wegen Be-

schlussunfähigkeit des Gemeinderats oder aus anderen dringenden Gründen 

vorzeitig abgebrochen werden muss. 

 

(3) Bei Besichtigungen dürfen Beschlüsse nur gefasst werden, wenn mit der Be-

sichtigung eine ordnungsmäßig einberufene Sitzung verbunden ist. 

 

§§ 36 Abs. 1 und 37 Abs. 1 GemO 

 

 

§ 18 Handhabung der Ordnung, Hausrecht 
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(1) Der/die Vorsitzende handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus. Er 

kann Zuhörer:innen, die den geordneten Ablauf der Sitzung stören, zur Ord-

nung rufen und erforderlichenfalls aus dem Sitzungsraum verweisen. 

 

(2) Stadträte:innen können bei grober Ungebühr oder bei wiederholten Verstößen 

gegen die Ordnung vom/von der Vorsitzenden aus dem Sitzungsraum verwiesen 

werden; mit dieser Anordnung ist der Verlust des Anspruchs auf die auf den 

Sitzungstag entfallende Entschädigung verbunden. Bei wiederholter grober 

Ungebühr oder wiederholten Verstößen gegen die Ordnung kann der Gemeinde-

rat ein Mitglied für mehrere, höchstens jedoch für sechs Sitzungen aus-

schließen. Entsprechendes gilt für sachkundige Einwohner, die zu den Bera-

tungen zugezogen sind. 

 

(3) Der/die Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen und auf unbestimmte Zeit 

aussetzen. Er/Sie kann sie ganz schließen, wenn die Aufrechterhaltung der 

Ordnung sich nicht durchsetzen lässt. 

 

§ 36 Abs. 1 und 3 GemO 

 

 

§ 19 Verhandlungsablauf, Änderung der Tagesordnung durch den Gemeinderat 

 

(1) Die Gegenstände werden in der Reihenfolge der Tagesordnung verhandelt, 

sofern der Gemeinderat im Einzelfall nichts anderes beschließt. 

 

(2) Das Nachschieben eines Tagesordnungspunktes in der öffentlichen Sitzung 

ist ausgeschlossen, auch wenn alle Mitglieder des Gemeinderats anwesend 

sind und zustimmen. Das Nachschieben eines Tagesordnungspunktes in nicht-

öffentlicher Sitzung ist ausnahmsweise zulässig, wenn alle Mitglieder des 

Gemeinderats anwesend sind und das Nachschieben eines Tagesordnungspunktes 

einstimmig beschlossen wird. 

 

(3) Der Gemeinderat kann auf Antrag (§ 23 Abs. 2 e) dieser Geschäftsordnung) 

die Verhandlung über einen Gegenstand vertagen. Wird ein solcher Antrag 

angenommen, so finden eine zweite Beratung und die Beschlussfassung in ei-

ner anderen Sitzung statt. 

 

(4) Über Anträge des/der Vorsitzenden, eine/r Fraktion oder eines Sechstels 

der Stadträte:innen (5), einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tages-

ordnung in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in nichtöffentli-

cher Sitzung beraten und entschieden. Beschließt der Gemeinderat, einen 

Tagesordnungspunkt der nichtöffentlichen Sitzung in öffentlicher Sitzung 

zu behandeln, kann die Angelegenheit frühestens in der nächsten Sitzung 

des Gemeinderats behandelt werden. 
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(5) Die Beratung ist beendet, wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen. 

 

§§ 34 (Kommentar) und 35 Abs. 1 GemO 

 

 

§ 20 Vortrag, beratende Mitwirkung im Gemeinderat 

 

(1) Den Vortrag im Gemeinderat hat der/die Vorsitzende. Er/Sie kann den Vor-

trag einem/r Beamten:in oder Beschäftigten der Stadt oder anderen Personen 

übertragen. 

 

(2) Der/Die Beigeordnete (Bürgermeister:in) nimmt an den Sitzungen des Gemein-

derats mit beratender Stimme teil. 

 

(3) Der/Die Oberbürgermeister:in kann sachkundige Einwohner:innen und Sachver-

ständige zu den Beratungen einzelner Angelegenheiten zuziehen. 

 

(4) Der/Die Vorsitzende kann, auf Verlangen des Gemeinderats muss er/sie, Be-

amten:innen oder Beschäftigten der Stadt zu sachverständigen Auskünften 

zuziehen. 

 

§ 33 GemO 

 

 

§ 21 Redeordnung 

 

(1) Der/Die Vorsitzende eröffnet die Beratung nach dem Vortrag (§ 20 Abs. 1 

dieser Geschäftsordnung). Er/Sie fordert zu Wortmeldungen auf und kann in 

der ersten Runde der Beratung das Wort in der Reihenfolge der Fraktions-

stärke (Fraktionsrunde) erteilen. Danach erteilt er/sie das Wort grund-

sätzlich in der Reihenfolge der Meldungen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung 

bestimmt er/sie die Reihenfolge. Ein/e Teilnehmer:innen an der Verhandlung 

darf das Wort erst ergreifen, wenn es ihm/ihr vom/von der Vorsitzenden er-

teilt ist. An der Beratung kann sich jede/r Stadtrat:in beteiligen und da-

bei Anträge stellen, die unmittelbar den auf der Tagesordnung stehenden 

Gegenstand betreffen. 

 

(2) Außer der Reihe wird das Wort erteilt zur Stellung von Anträgen zur Ge-

schäftsordnung (§ 23 dieser Geschäftsordnung), zur Berichtigung eigener 

Ausführungen sowie zur Aufklärung von Missverständnissen. 

 

 

(3) Kurze Zwischenfragen an den/die jeweilige/n Redner:in sind mit dessen und 

der Zustimmung des/der Vorsitzenden zulässig. 
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(4) Der/Die Vorsitzende kann nach jedem/jeder Redner:in das Wort ergreifen, 

er/sie kann ebenso dem/der Vortragenden oder zugezogenen sachkundigen Ein-

wohnern:innen, Sachverständigen und Beamten:innen oder Beschäftigten der 

Stadt jederzeit das Wort erteilen oder sie zur Stellungnahme auffordern. 

 

(5) Ein/e Redner:in darf nur vom/von der Vorsitzenden und nur zur Wahrnehmung 

seiner/ihrer Befugnisse unterbrochen werden. Der/Die Vorsitzende kann 

den/die Redner:in zur Sache verweisen und Redner:innen und Zwischenru-

fer:innen, deren Ausführungen den Rahmen der Sachlichkeit überschreiten 

oder die Ordnung der Sitzung stören, zur Ordnung rufen. 

 

(6) Für die Beratung eines bestimmten Gegenstandes kann der Ältestenrat (Ge-

schäftsausschuss) die Dauer der Beratung und die Redezeit mit einfacher 

Mehrheit beschränken. 

 

§ 22 Sachanträge 

 

(1) Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand der Tagesordnung (Sachanträge) 

sind vor Abschluss der Beratung über diesen Gegenstand zu stellen. Der/Die 

Vorsitzende kann verlangen, dass Anträge schriftlich gestellt werden. 

 

(2) Anträge, deren Annahme das Vermögen, den Schuldenstand oder den Haushalt 

der Stadt nicht unerheblich beeinflussen (Finanzanträge), insbesondere ei-

ne Ausgabenerhöhung oder eine Einnahmensenkung gegenüber den Ansätzen des 

Haushaltplanes mit sich bringen würden, müssen einen nach den gesetzlichen 

Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Aufbringung der erforderli-

chen Mittel enthalten. Ein Antrag auf höhere Schätzung haushaltsmäßiger 

Einnahmen gilt nur dann als zulässiger Deckungsantrag, wenn der Deckungs-

antrag belegt oder von der Verwaltung die Richtigkeit der Schätzung bestä-

tigt wird. Für den Beschluss gelten Sachantrag und Deckungsantrag als un-

teilbar. Wird die Deckung ganz oder teilweise abgelehnt, so gilt insoweit 

auch der Sachantrag als abgelehnt. 

 

(3) Im Hinblick auf die Auswirkung für die Gemeindefinanzen kann der/die Ober-

bürgermeister:in die Vertagung bis zur nächsten Sitzung verlangen. 

 

(4) Auf Antrag einer Fraktion oder eines Sechstels der Stadträte:innen (5) ist 

ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächs-

ten Sitzung zu setzen, wenn nicht der Gemeinderat den gleichen Verhand-

lungsgegenstand innerhalb der letzten sechs (6) Monate bereits verhandelt 

hat (Ausnahme: Der/Die Vorsitzende kann dem Antrag stattgeben, wenn neue 

Tatsachen oder wesentliche Gesichtspunkte eine Beratung vor Ablauf der 

sechs (6)-Monats-Frist rechtfertigen).  

 

 Der Antrag einer Fraktion oder eines Sechstels der Stadträte:innen geht 

per E-Mail (gr-antraege@weingarten-online.de) bei der Stadtverwaltung (Ge-
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schäftsstelle Gremien) ein. Die Anträge werden grundsätzlich öffentlich 

behandelt. Die Anträge müssen klar als Antrag betitelt werden.  

 

 Die Stadtverwaltung prüft den Antrag auf formale Zulässigkeit (Prüfung 

Fraktionsantrag oder eines Sechstels der Stadträte:innen; die Verhand-

lungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören). Der 

Antrag mit Sachverhalt wird als Verhandlungsgegenstand (zur Beschlussfas-

sung) auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung des Gemein-

derats gesetzt.  

 

 Die Antragsteller:innen können den Antrag dem Gremium vorstellen; die Ver-

waltung kann hierzu Stellung beziehen. Zu der Thematik des Antrags kann 

jede Fraktion in der Reihenfolge der Fraktionsstärke ein Statement abge-

ben. Bei weiterer Notwendigkeit einer inhaltlichen Befassung, soll seitens 

der Verwaltung zeitnah, spätestens binnen sechs (6) Monaten nach der Be-

schlussfassung über den Antrag, eine inhaltliche Bearbeitung abgeschlossen 

sein. Andernfalls ist dem Gemeinderat über den Zwischenstand zu berichten.  

 

Nach Aufruf des Tagesordnungspunktes in der Sitzung und Begründung des/der 

Antragstellers:in sowie der sog. Fraktionsrunde, kann der Gemeinderat über 

die weitere inhaltliche Behandlung des Verhandlungsgegenstandes mit einfa-

cher Mehrheit entscheiden. 

 

 

§ 23 Geschäftsordnungsanträge 

 

(1) Anträge "Zur Geschäftsordnung" können jederzeit, mit Bezug auf einen be-

stimmten Verhandlungsgegenstand nur bis zum Schluss der Beratung hierüber, 

gestellt werden. 

 

(2) Geschäftsordnungsanträge, welche durch das Heben beider Hände symbolisiert 

werden, unterbrechen die Sachberatung. Außer dem Antragsteller und dem/der 

Vorsitzenden erhält aus jeder Fraktion ein/e Redner:in Gelegenheit, zu ei-

nem Geschäftsordnungsantrag zu sprechen, ohne zum Verhandlungsgegenstand 

selbst Stellung zu nehmen. Danach ist sofort über den Antrag zu entschei-

den. 

 

(3) Geschäftsordnungsanträge sind insbesondere 

a. der Antrag, ohne weitere Aussprache zur Tagesordnung überzugehen 

(Informationsvorlage) 

b. der Antrag, die Aussprache zu beenden (Schlussantrag, Ende der De-

batte) (Beschlussvorlage) 

c. der Antrag, die Rednerliste zu schließen 

d. der Antrag, den Gegenstand zu einem späteren Zeitpunkt in derselben 

Sitzung erneut zu beraten 
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e. der Antrag, die Verhandlung und / oder die Beschlussfassung zu ver-

tagen (§ 23 Abs. 4 dieser Geschäftsordnung) 

f. der Antrag, den Verhandlungsgegenstand an einen Ausschuss zu verwei-

sen (§23 Abs. 4 dieser Geschäftsordnung).  

Ein/e Stadtrat:in, der/die selbst zur Sache gesprochen hat, kann Anträge nach 

Buchstabe b. und c. nicht stellen. 

 

(4) Ein Vertagungsantrag hemmt nicht den Fortgang der Beratung, über ihn ist 

jedoch vor der Abstimmung in der Sache selbst zu beschließen. Ein Antrag 

auf Verweisung einer Angelegenheit an einen Ausschuss oder an die Stadt-

verwaltung ist wie ein Vertagungsantrag zu behandeln. 

 

 

(5) Für den Schlussantrag gilt: Der Gemeinderat kann auf Antrag jederzeit die 

Aussprache über einen Verhandlungsgegenstand schließen (Schlussantrag). 

Wird ein solcher Antrag angenommen, ist die Aussprache abzubrechen und Be-

schluss zu fassen. Über einen Schlussantrag kann erst abgestimmt werden, 

wenn jede Fraktion Gelegenheit hatte, zur Sache zu sprechen. 

 

(6) Wird der Antrag auf „Schluss der Rednerliste“ angenommen, dürfen nur noch 

diejenigen Stadträte:innen zur Sache sprechen, die zum Zeitpunkt der An-

tragstellung auf der Rednerliste vorgemerkt sind. 

 

(7) Auf Antrag kann der Gemeinderat beschließen oder der/die Vorsitzende be-

stimmen, die Beratung für eine zu bestimmende Zeit zu unterbrechen, um den 

Fraktionen Gelegenheit zu interner Aussprache zu geben. 

 

 

§ 24 Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit 

 

(1) Im Anschluss an die Beratung wird über die vorliegenden Sachanträge Be-

schluss gefasst. Der Gemeinderat beschließt durch Abstimmung (§ 25 dieser 

Geschäftsordnung) und Wahlen (§ 26 dieser Geschäftsordnung). 

 

(2) Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mit-

glieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

 

(3) Bei Befangenheit von mehr als der Hälfte aller Mitglieder, ist der Gemein-

derat beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel aller Mitglieder (7) an-

wesend und stimmberechtigt ist. 

 

(4) Ist der Gemeinderat wegen Abwesenheit oder Befangenheit von Mitgliedern 

nicht beschlussfähig, muss eine zweite Sitzung stattfinden, in der er be-

schlussfähig ist, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend und stimmbe-

rechtigt sind; bei der Einberufung der zweiten Sitzung ist hierauf hinzu-
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weisen. Die zweite Sitzung entfällt, wenn weniger als drei Mitglieder 

stimmberechtigt sind. 

 

(5) Ist keine Beschlussfähigkeit des Gemeinderats gegeben, entscheidet der/die 

Oberbürgermeister:in an Stelle des Gemeinderats nach Anhörung der nichtbe-

fangenen Stadträte:innen. Ist auch der/die Oberbürgermeister:in befangen, 

findet § 124 GemO entsprechend Anwendung; dies gilt nicht, wenn der Ge-

meinderat ein stimmberechtigtes Mitglied für die Entscheidung zum/zur 

Stellvertreter:in des/der Oberbürgermeisters:in bestellt. 

 

(6) Bei der Berechnung der "Hälfte bzw. des Viertels aller Mitglieder" nach 

den Absätzen 2 und 3 ist von der Zahl der tatsächlich besetzten Sitze aus-

zugehen. Diese Zahl ergibt sich dadurch, dass von den gesetzlichen Mit-

gliedern zuzüglich des/der Oberbürgermeisters:in (§ 25 GemO) die Zahl der 

bei der Wahl nicht besetzten Sitze (§ 22 Abs. 4 KomWG) sowie die Zahl der 

Sitze, die nach Ausscheiden eines/r Stadtrats:in durch Nachrücken nicht 

mehr besetzt werden können, abgezogen wird. 

 

(7) Der/Die Vorsitzende hat sich vor der Beschlussfassung vor jedem Tagesord-

nungspunkt/Verhandlungsgegenstand zu überzeugen, ob der Gemeinderat be-

schlussfähig ist. 

 

(8) Der/Die Oberbürgermeister:in muss Beschlüssen des Gemeinderats widerspre-

chen, wenn er/sie der Auffassung ist, dass sie gesetzeswidrig sind; er/sie 

kann widersprechen, wenn er/sie der Auffassung ist, dass sie für die Stadt 

nachteilig sind. Der Widerspruch muss unverzüglich, spätestens jedoch bin-

nen einer Woche nach Beschlussfassung gegenüber den Stadträten:innen aus-

gesprochen werden. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. Gleichzeitig 

ist unter Angabe der Widerspruchsgründe eine Sitzung einzuberufen, in der 

erneut über die Angelegenheit zu beschließen ist; diese Sitzung hat spä-

testens drei Wochen nach der ersten Sitzung stattzufinden. Ist nach An-

sicht des/der Oberbürgermeisters:in auch der neue Beschluss gesetzwidrig, 

muss er/sie ihm erneut widersprechen und unverzüglich die Entscheidung der 

Rechtsaufsichtsbehörde herbeiführen. Die Regelungen gelten entsprechend 

für Beschlüsse, die durch beschließende Ausschüsse gefasst werden. In die-

sen Fällen hat der Gemeinderat auf den Widerspruch zu entscheiden. 

 

§ 37 und § 43 Abs. 2 und 3 GemO 

 

 

§ 25 Abstimmung 

 

(1) Anträge sind so zu formulieren, dass sie als Ganzes angenommen oder abge-

lehnt werden können. Wird ein Antrag als Frage formuliert, ist sie so zu 

stellen, dass sie mit Ja oder mit Nein beantwortet werden kann. Über An-

träge zur Geschäftsordnung (§ 23 dieser Geschäftsordnung) wird vor Sachan-
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trägen (§ 22 dieser Geschäftsordnung) abgestimmt. Bei Geschäftsordnungsan-

trägen wird über diejenigen, die der sachlichen Weiterbehandlung am meis-

ten entgegenstehen, zuerst abgestimmt. Über Änderungs- und Ergänzungsan-

träge zur Sache wird vor dem Hauptantrag abgestimmt. Als Hauptantrag gilt 

der Antrag des/der Vortragenden (§ 20 Abs. 1) oder eines Ausschusses. Lie-

gen mehrere Änderungs- und Ergänzungsanträge zu der gleichen Sache vor, so 

wird jeweils über denjenigen zuerst abgestimmt, der am weitesten von dem 

Hauptantrag abweicht. Der/Die Vorsitzende nennt vor der Abstimmung zu-

nächst die Anträge, über die Beschluss gefasst werden soll und gibt die 

Reihenfolge der Abstimmung bekannt. 

 

(2) Besteht ein Antrag aus mehreren Teilen, die getrennt zur Beratung gestellt 

oder in der Aussprache nicht einheitlich beurteilt wurden, ist auf Antrag 

eines Mitgliedes des Gemeinderats oder auf Festlegung des/der Vorsitzenden 

über jeden Teil gesondert abzustimmen. 

 

(3) Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Stimmenthaltungen wer-

den bei der Ermittlung der Mehrheit nicht berücksichtigt. Der/Die Oberbür-

germeister:in hat Stimmrecht; bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge-

lehnt. 

 

(4) Der Gemeinderat stimmt in der Regel offen durch Handheben ab. Der/Die Vor-

sitzende oder eine von ihm/ihr bestimmte Person stellt das Ergebnis der 

Abstimmung fest. Im Zweifelsfall wird das Ergebnis durch Gegenprobe fest-

gestellt. Namentlich wird abgestimmt auf Antrag eines Viertels der Stadt-

räte:innen (7) oder des/der Vorsitzenden. Bei namentlicher Abstimmung 

richtet sich die Reihenfolge der Stimmabgabe nach der Sitzordnung (§ 12 

dieser Geschäftsordnung). Ist einem Antrag nicht widersprochen worden, so 

kann er dessen Annahme ohne förmliche Abstimmung feststellen. 

 

(5) Erfolgt die Sitzung in Form einer Videokonferenz (§ 37a GemO) sind per 

Video zugeschaltete Gemeinderatsmitglieder verpflichtet, dauerhaft die Ka-

mera eingeschaltet zu lassen. Die Abstimmung erfolgt nach Prüfung der 

zweifelsfreien Identifikation der beteiligten Personen (Gemeinderatsmit-

glieder) durch Einzelabfrage. Andernfalls sind sie nicht stimmberechtigt. 

 

 

 

(6) Der Gemeinderat kann auf Antrag beschließen, dass ausnahmsweise geheim mit 

Stimmzettel abgestimmt wird. Das Verfahren richtet sich nach den Bestim-

mungen in § 26 Abs. 2 dieser Geschäftsordnung. 

 

(7) Die Stadträte:innen dürfen während einer Abstimmung den Sitzungssaal nicht 

verlassen. 

 

§§ 37 Abs. 6 und 37a GemO 
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§ 26 Wahlen 

 

(1) Wahlen werden geheim mit Stimmzettel vorgenommen; es kann offen gewählt 

werden, wenn kein Mitglied des Gemeinderats widerspricht. Der/Die Oberbür-

germeister:in hat Stimmrecht. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 

Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. 

 Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den 

beiden Bewerbern:innen mit den meisten Stimmen eine Stichwahl statt, bei 

der die einfache Stimmenmehrheit entscheidet. Bei Stimmengleichheit ent-

scheidet das Los.  

 Steht nur ein/e Bewerber:in zur Wahl, findet im Falle des Satzes 4 (Wird 

eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den bei-

den Bewerbern:innen mit den meisten Stimmen eine Stichwahl statt, bei der 

die einfache Stimmenmehrheit entscheidet) ein zweiter Wahlgang statt, für 

den Satz 3 (Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesen-

den Stimmberechtigten erhalten hat) gilt. Der zweite Wahlgang soll frühes-

tens eine Woche nach dem ersten Wahlgang durchgeführt werden. 

 

(2) Die Stimmzettel werden von der Geschäftsstelle Gremien bereitgestellt. Sie 

werden verdeckt oder gefaltet abgegeben. Der/Die Vorsitzende oder eine von 

ihm/ihr bestimmte Person ermittelt unter Mithilfe zweier vom Gemeinderat 

bestellten Mitglieder oder eines/r städt. Beamten:in bzw. Beschäftigten 

das Wahlergebnis. Der/Die Vorsitzende gibt das Wahlergebnis dem Gemeinde-

rat bekannt. 

 

(3) Die Stimmzettel sind bis nach Anerkennung der Niederschrift unter Ver-

schluss zu nehmen.  

 

(4) Ist das Los zu ziehen, so hat der Gemeinderat hierfür ein Mitglied zu be-

stimmen. Der/Die Vorsitzende oder die Geschäftsstelle Gremien stellt in 

Abwesenheit des/der zur Losziehung bestimmten Stadtrates:in die Lose her. 

Der Hergang der Losziehung ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

 

§ 37 Abs. 7 GemO 

 

 

§ 27 Stellenbesetzungen 

 

Der Gemeinderat entscheidet im Einvernehmen mit dem/der Oberbürgermeis-

ter:in über Stellenbesetzungen von Beamten:innen ab der Besoldungsgruppe A 

12, von Beschäftigten ab der Entgeltgruppe EG 12 bzw. ab S 17.  

 

Fachbereichsleiter:innen und Abteilungsleiter:innen werden, nach einer 

persönlichen Vorstellung im Gemeinderat, nach § 37 VII GemO gewählt. Bei 
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einer Vielzahl von Bewerbern:innen ist das Auswahlgremium für Personalan-

gelegenheiten (Beschluss GR vom 11.05.2015, Vorlagennr. 142/2015) einzube-

rufen.  

 

§§ 24 Abs. 2 und 37 Abs. 7 GemO 

 

 

§ 28 Persönliche Erklärungen 

 

(1) Zu einer kurzen “persönlichen Erklärung" erhält das Wort 

a. jedes Mitglied des Gemeinderats, um seine/ihre Stimmabgabe zu be-

gründen. Die Erklärung kann nur unmittelbar nach der Abstimmung ab-

gegeben werden; 

b. wer einen während der Verhandlung gegen ihn/sie erhobenen Vorwurf 

abwehren oder wer eigene Ausführungen oder deren unrichtige Wieder-

gabe durch andere Redner:innen richtigstellen will. Die Erklärung 

kann nach Erledigung eines Verhandlungsgegenstands (Beschlussfas-

sung, Vertagung, Übergang zur Tagesordnung) abgegeben werden. 

 

(2) Eine Aussprache über "persönliche Erklärungen" findet nicht statt. 

 

 

§ 29 Fragestunde 

 

(1) Einwohner:innen und die ihnen gleichgestellten Personen und Personenverei-

nigungen nach § 10 Abs. 3 und 4 GemO können bei öffentlichen Sitzungen des 

Gemeinderats Fragen zu Gemeindeangelegenheiten stellen oder Anregungen und 

Vorschläge unterbreiten (Fragestunde). 

 

(2) Grundsätze für die Fragestunde: 

a. Die Fragestunde findet in der Regel in jeder öffentlichen Gemeinde-

ratsitzung, spätestens jedoch in jeder dritten öffentlichen Gemein-

deratsitzung statt. 

b. Jede/r Frageberechtigte im Sinne des Absatzes 1 darf in einer Frage-

stunde zu nicht mehr als zwei Angelegenheiten Stellung nehmen und 

Fragen stellen. Fragen, Anregungen und Vorschläge müssen kurzgefasst 

sein und sollen die Dauer von drei Minuten nicht überschreiten. 

c. Zu den gestellten Fragen, Anregungen und Vorschlägen nimmt der/die 

Vorsitzende Stellung. Kann zu einer Frage nicht sofort Stellung ge-

nommen werden, so wird die Stellungnahme dem/der Fragenden schrift-

lich mitgeteilt. Der/die Vorsitzende kann unter den Voraussetzungen 

des § 35 Abs. 1 Satz 2 GemO von einer Stellungnahme absehen. 

 

§ 33 Abs. 4 GemO 
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§ 30 Anhörung 

 

(1) Der Gemeinderat kann betroffenen Personen und Personengruppen Gelegenheit 

geben, ihre Auffassung im Gemeinderat vorzutragen (Anhörung). Über die An-

hörung im Einzelfall entscheidet der Gemeinderat auf Antrag eines Mitglie-

des des Gemeinderats, des/der Vorsitzenden oder betroffener Personen und 

Personengruppen. 

 

(2) Die Anhörung ist öffentlich. Unter den Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 

Satz 2 GemO kann die Anhörung nichtöffentlich durchgeführt werden. Der Ge-

meinderat kann die Anhörung auch in Angelegenheiten, für die er zuständig 

ist, einem Ausschuss übertragen. 

 

(3) Die Anhörung findet vor Beginn einer Sitzung des Gemeinderats oder inner-

halb einer Sitzung vor Beginn der Beratung über die Anzuhörenden betref-

fende Angelegenheit statt. Hierüber entscheidet der Gemeinderat im Einzel-

fall. 

 

(4) Ergibt sich im Laufe der Beratung des Gemeinderats eine neue Sachlage, 

kann der Gemeinderat eine erneute Anhörung beschließen. Die Beratung wird 

zuvor unterbrochen. 

 

§ 33 Abs. 4 GemO 

 

 

§ 31 Beteiligung von Kindern- und Jugendlichen - Jugendgemeinderat 

 

(1) Die Beteiligung von Kindern- und Jugendlichen, insbesondere bei Planungen 

und Vorhaben, die ihre Interessen berühren, erfolgt durch den Jugendge-

meinderat. 

 

(2) Den Sprechern:innen bzw. deren Stellvertretungen des Jugendgemeinderats 

steht ein Rede-, Anhörungs- und Antragsrecht im Gemeinderat in allen Ange-

legenheiten nach Absatz 1 zu. 

 

(3) Die Mitglieder des Jugendgemeinderats sind ehrenamtlich tätig. 

 

§ 41a GemO 

 

IV BESCHLUSSFASSUNG IM SCHRIFTLICHEN VERFAHREN (UMLAUFVERFAHREN) 

UND DURCH OFFENLEGUNG 

 

§ 32 Schriftliches Verfahren 

 

(1) Über Gegenstände einfacher Art kann schriftlich oder elektronisch im Wege 

des Umlaufs beschlossen werden. 
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(2) Der Antrag, über den im schriftlichen oder elektronisch Verfahren be-

schlossen werden soll, wird gegen Nachweis mit Angabe der Widerspruchs-

frist allen Stadträten:innen entweder nacheinander in einer Ausfertigung 

oder gleichzeitig in je gleichlautenden Ausfertigungen zugeleitet. Der An-

trag ist angenommen, wenn kein Gemeinderatsmitglied innerhalb einer zu 

setzenden First widerspricht. 

 

§ 37 Abs. 1 GemO 

 

§ 33 Offenlegung 

 

(1) Über Gegenstände einfacher Art kann im Wege der Offenlegung beschlossen 

werden. Die Offenlegung kann in einer Sitzung und außerhalb einer solchen 

geschehen. 

 

(2) Bei Offenlegung in einer Sitzung sind die zur Erledigung vorgesehenen Ge-

genstände in einem besonderen Abschnitt der Tagesordnung aufzuführen. Ein 

Antrag ist angenommen, wenn ihm während der Sitzung nicht widersprochen 

wird. Der Wortlaut des Beschlusses mit Begründung und den Unterlagen wird 

während einer Sitzung des Gemeinderats im Sitzungsraum aufgelegt. Der/Die 

Vorsitzende gibt am Schluss der Gemeinderatssitzung bekannt, ob einem of-

fen gelegten Antrag widersprochen worden ist. 

 

(3) Bei Offenlegung außerhalb einer Sitzung wird allen Mitgliedern des Gemein-

derats der Wortlaut des Beschlusses mit Begründung schriftlich oder elekt-

ronisch mitgeteilt mit dem Hinweis darauf, dass die Unterlagen im Rathaus 

innerhalb einer zu bestimmenden Frist zur Einsichtnahme aufliegen und, 

dass innerhalb dieser Frist die Möglichkeit des Widerspruchs besteht. Wird 

fristgerecht kein Widerspruch erhoben, ist der Antrag angenommen. 

 

§ 37 Abs. 1 GemO 

 

 

V NIEDERSCHRIFT 

 

§ 34 Inhalt der Niederschrift 

 

(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Gemeinderats ist eine 

Niederschrift zu fertigen; sie muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende 

der Sitzung, den Namen des/der Vorsitzenden, die Zahl der anwesenden und 

die Namen der abwesenden Stadträte:innen unter Angabe des Grundes der Ab-

wesenheit, sowie die Namen der im Einzelfall wegen Befangenheit ausge-

schlossenen Stadträte:innen, die Gegenstände und den wesentlichen Inhalt 

der Verhandlung, die Anträge, die Abstimmungs- und Wahlergebnisse und den 

Wortlaut der Beschlüsse enthalten. 
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(2) Bei Beschlussfassung im Wege des Schriftlichen Verfahrens (§ 32 dieser 

Geschäftsordnung) oder der Offenlegung (§ 33 dieser Geschäftsordnung) gilt 

Abs. 1 entsprechend. 

 

(3) Der/Die Vorsitzende und jedes Mitglied des Gemeinderats können im Einzel-

fall verlangen, dass seine/ihre Erklärung oder Abstimmung in der Nieder-

schrift festgehalten wird. 

 

(4) Umfangreiche Berichte und Unterlagen können zur Entlastung der Nieder-

schrift als Anlagen/Beilagen zur Niederschrift abgelegt werden. Hierauf 

ist dann in der Niederschrift zu verweisen. 

 

§ 38 Abs. 1 GemO 

 

 

§ 35 Führung der Niederschrift 

 

(1) Die Niederschrift wird vom/von der Schriftführer:in geführt. Sofern 

der/der Oberbürgermeister:in keine/n besondere/n Schriftführer:in beauf-

tragt, ist er/sie Schriftführer:in. 

 

(2) Die Niederschriften über öffentliche und über nichtöffentliche Sitzungen 

sind getrennt zu führen. 

 

(3) Die Niederschrift ist vom/von der Vorsitzenden, von zwei Stadträten:innen, 

die an der Verhandlung teilgenommen haben, und vom/von der Schriftfüh-

rer:in zu unterzeichnen. Mit der Unterzeichnung wird unter den Stadträ-

ten:innen gleichmäßig abgewechselt. Ist kein/e besondere/r Schriftfüh-

rer:in beauftragt, so unterzeichnet der/die Oberbürgermeister:in als „Vor-

sitzende:r und Schriftführer:in“. 

 

§ 38 Abs. 1 und 2 GemO 

 

 

§ 36 Anerkennung der Niederschrift 

 

(1) Die Niederschrift ist in der Regel in der nächsten Sitzung, spätestens 

innerhalb eines Monats, durch Umlauf bei den Stadträten:innen innerhalb 

einer Sitzung zu bringen (Ausnahme: Auch außerhalb einer Sitzung bei der 

Niederschrift der öffentlichen Sitzung). Über gegen die Niederschrift vor-

gebrachte Einwendungen entscheidet der Gemeinderat. 

 

§ 38 Abs. 2 GemO 
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§ 37 Einsichtnahme in die Niederschrift 

 

(1) Die Stadträte:innen können jederzeit in die Niederschrift über die öffent-

lichen und über die nichtöffentlichen Sitzungen Einsicht nehmen. 

 

(2) Die Einsichtnahme in die Niederschrift über die öffentlichen Sitzungen ist 

auch den Einwohnern:innen gestattet. 

 

§ 38 Abs. 2 GemO 

 

 

VI GESCHÄFTSORDNUNG DER AUSSCHÜSSE 

 

§ 38 Sinngemäße Anwendung der Geschäftsordnung des Gemeinderats 

 

(1) Die Geschäftsordnung des Gemeinderats findet auf die beschließenden und 

beratenden Ausschüsse mit folgender Maßgabe sinngemäß Anwendung: 

a. Vorsitzende:r der beschließenden Ausschüsse ist der/die Oberbürger-

meister:in. Er/Sie kann einen seiner/ihrer Stellvertreter:innnen, 

den/die Beigeordnete:n (Bürgermeister:in) oder, wenn alle Stellver-

treter:innen oder der/die Beigeordnete verhindert sind, ein Mitglied 

des Ausschusses, das Stadtrat:in ist, mit seiner Vertretung beauf-

tragen. 

b. Den Vorsitz in den beratenden Ausschüssen führt der/die Oberbürger-

meister:in. Er/Sie kann einen seiner/ihrer Stellvertreter:innen, 

den/die Beigeordnete:n (Bürgermeister:in) oder ein Mitglied des Aus-

schusses, das Stadtrat:in ist, mit seiner Vertretung beauftragen. 

Der/die Beigeordnete (Bürgermeister:in) hat als Vorsitzende:r Stimm-

recht. 

c. In die beschließenden Ausschüsse können durch den Gemeinderat sach-

kundige Einwohner:innen widerruflich als beratende Mitglieder beru-

fen werden; sie sind ehrenamtlich tätig; ihre Zahl darf die der 

Stadträte:innen in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 

d. In die beratenden Ausschüsse können durch den Gemeinderat sachkundi-

ge Einwohner:innen widerruflich als Mitglieder berufen werden; sie 

sind ehrenamtlich tätig; ihre Zahl darf die der Stadträte:innen in 

den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 

e. Sitzungen der beschließenden Ausschüsse, die der Vorberatung von An-

gelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, 

dienen, und Sitzungen der beratenden Ausschüsse können in öffentli-

cher oder nichtöffentlicher Sitzung erfolgen; bei Vorliegen der Vo-

raussetzungen des § 35 Absatz 1 Satz 2 GemO muss nichtöffentlich 

verhandelt werden. 

f. Wird ein beschließender Ausschuss wegen Befangenheit beschlussunfä-

hig, entscheidet an seiner Stelle der Gemeinderat. Wird ein beraten-
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der Ausschuss aus demselben Grund beschlussunfähig, entscheidet der 

Gemeinderat ohne Vorberatung. 

g. Die an der Teilnahme einer Sitzung verhinderten Mitglieder von Aus-

schüssen haben ihre Stellvertreter:innen rechtzeitig zu verständigen 

und ihnen Einladung und Tagesordnung zur Sitzung zu übergeben. 

 

§§ 39 Abs. 5, 40 und 41 GemO 

 

 

VII SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

 

§ 39 Inkrafttreten 

 

Gemäß der Kommentierung zur Gemeindeordnung von Kunze/Bronner/Katz ist die 

Rechtsnatur der Geschäftsordnung nicht als Satzung anzusehen, sondern als 

Regelung eigener Art (Rechtssatz sui generis). Wegen ihrer Rechtsnatur ist 

die Geschäftsordnung als reines Innenrecht anzusehen und die strengen 

Formvorschriften aus der DVO GemO sind nicht zu beachten. Deshalb gilt 

diese Geschäftsordnung als bekannt gemacht, wenn sie den Normadressaten, 

sprich den Mitgliedern des Gemeinderats der Stadt Weingarten, in einer 

Weise kundgeben wird, die diesen die Möglichkeit der Kenntnisnahme ver-

schafft. Bei der Stadt Weingarten gilt die Geschäftsordnung somit nach der 

Beschlussfassung im Gemeinderat am 13.12.2021 durch das zur Verfügung 

stellen (einstellen) auf den elektronischen Endgeräten über das Ratsinfor-

mationssystem als bekannt gemacht und in Kraft getreten (15.12.2021). Über 

die Einstellung auf das Ratsinformationssystem wird durch eine elektroni-

sche Mitteilung (E-Mail) von der Geschäftsstelle Gremien informiert. 

Die Geschäftsordnung vom 13.05.1976, zuletzt geändert am 27.11.2017 tritt 

gleichzeitig außer Kraft. 

 

 

§ 40 Änderungen 

 

Änderungen dieser Geschäftsordnung unterliegen der Beschlussfassung des 

Gemeinderats.“ 

 

 

 

 

 

§ 17 460/2021 

 

Erlass einer neuen Satzung über die Festsetzung von Parkgebühren 

in den städtischen Tiefgaragen (Parkgebührensatzung Tiefgaragen) 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

voraussichtlich ab dem 01.01.2022, jedoch frühestens ab der 

Überführung der Tiefgaragen in den Eigenbetrieb Stadtwerke 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:39 bis 20:40 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt die folgende Satzung über die Festsetzung von 

Parkgebühren in den städtischen Tiefgaragen (Parkgebührensatzung Tiefgaragen)  

vom 13.12.2021: 

 

Satzung über die Festsetzung von Parkgebühren in den städtischen Tiefgaragen 

(Parkgebührensatzung Tiefgaragen) vom 13.12.2021 

 

Aufgrund von § 4 Gemeindeordnung (GemO) Baden-Württemberg, § 6a Abs. 6 Stra-

ßenverkehrsgesetz (StVG) und § 2 Kommunalabgabengesetz (KAG) in der jeweils 

gültigen Fassung hat der Gemeinderat am 13.12.2021 folgende Satzung über die 

Festsetzung von Parkgebühren in den städtischen Tiefgaragen 

 (Parkgebührensatzung Tiefgaragen) beschlossen: 

 

 

 

§ 1 

Gebührenpflicht 

Für das Parken in den Tiefgaragen Postplatz (Postplatz 4/1), am Löwenplatz 

(Löwenplatz 8/1) und die Tiefgarage am Stadtgarten (am Stadtgarten 8) wird 

eine nach Parkdauer gestaffelte Gebühr erhoben.  

Die Dauer der Gebührenpflicht und die zulässige Höchstparkdauer bestimmen 

sich nach der Aufschrift auf der jeweiligen Vorrichtung zur Überwachung der 

Parkzeit. 

 

§2 

Parkgebühren 

(1) Die Gebühren für das Parken an Parkscheinautomaten beträgt 1,00 € je 60 

Minuten.  

(2) Die Mindestgebühr beträgt 0,25 €.  

(3) Parkgebührenpflicht besteht werktags von Montag bis Freitag jeweils von 

09.00 – 18.00 Uhr.  

 

§3 

Umsatzsteuer 

In den Parkgebühren nach § 2 Abs. 1 und 2 ist die Umsatzsteuer in der im Um-

satzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe enthalten. 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

 

§4 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 18 281/2021 

 

Konzessionsvergabe Gas 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:40 bis 20:41 Uhr 

 

einstimmig beschlossen    Ja 25  Nein 0  Enthaltung 0  Befangen 0   

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat stimmt der Konzessionsvergabe Gas an das Unternehmen  

Technische Werke Schussental Netze GmbH zu. 

 

 

 

 

 

§ 19 415/2021 

 

Beteiligungsbericht 2020 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:41 bis 20:42 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     

 

 

 

 



Große Kreisstadt Weingarten 

Sitzungsdienst 

 

Sitzung des Gemeinderats am 

13.12.2021 

 

 

   

 

 

 

 

§ 20  

 

Sonstiges 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:42 bis 20:42 Uhr 

 

     

 

 

 

 

 

§ 20.1 429/2021 

 

Jahresrückblick Gemeinderat 2021 
 

Registratur-Nr.:  Uhrzeit: von 20:42 bis 21:05 Uhr 

 

zur Kenntnis genommen     
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